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Bericht des Vorstands gemäß §§ 71 Abs. 1 Nr. 8, 186 Abs. 4 Satz 2 AktG zu Punkt 8 der 

Tagesordnung 

Der Vorstand hat gemäß §§ 71 Abs. 1 Nr. 8, 186 Abs. 4 Satz 2 AktG einen schriftlichen Bericht 
über die Gründe für die in Punkt 8 der Tagesordnung vorgeschlagenen Ermächtigungen zum Aus-
schluss eines eventuellen Andienungsrechts der Aktionäre beim Erwerb eigener Aktien sowie des 
Bezugsrechts bei der Veräußerung zurückerworbener eigener Aktien zu erstatten. Der Bericht wird 
wie folgt bekannt gemacht:  

Die unter dem Tagesordnungspunkt 8 vorgeschlagene Ermächtigung betrifft den Erwerb eigener 
Aktien und die anschließende Verwendung eigener Aktien. Die von der Hauptversammlung am 
6. Mai 2010 beschlossene Ermächtigung zum Erwerb und zur Verwendung eigener Aktien gilt nur 
bis zum 5. Mai 2015. Sie soll daher von der Hauptversammlung durch die vorgeschlagene Ermäch-
tigung ersetzt werden. Der Vorstand ist nach dem Beschlussvorschlag berechtigt, die Aktien auch 
unter Einschränkung des Gleichbehandlungsgrundsatzes und eines eventuellen Andienungsrechts 
der Aktionäre zu erwerben und die aufgrund dieser oder früherer Ermächtigungen erworbenen 
eigenen Aktien unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre zu verwenden. Die Ermächtigung 
soll eine Laufzeit von fünf Jahren haben. Mit der vorgeschlagenen Ermächtigung wird die Gesell-
schaft in die Lage versetzt, die mit dem Erwerb von eigenen Aktien verbundenen Vorteile im Inte-
resse der Gesellschaft und ihrer Aktionäre zu realisieren.  

Die Ermächtigung bezieht sich sowohl auf den Erwerb von Stammaktien als auch auf den Erwerb 
von Vorzugsaktien. Der Erwerb kann sich auf Aktien einer Gattung beschränken.  

Erwerb eigener Aktien unter Ausschluss eines etwaigen Andienungsrechts 

Die eigenen Aktien sollen über die Börse mittels eines an alle Aktionäre der Gesellschaft gerichte-
ten öffentlichen Kaufangebots oder mittels einer an alle Aktionäre gerichteten öffentlichen Auffor-
derung zur Abgabe von Verkaufsangeboten erworben werden können. 

Bei einem öffentlichen Kaufangebot oder einer öffentlichen Aufforderung zur Abgabe von Verkaufs-
angeboten kann es dazu kommen, dass die von den Aktionären angebotene Menge an Aktien der 
Gesellschaft die von der Gesellschaft nachgefragte Menge an Aktien übersteigt. In diesem Fall 
muss eine Zuteilung nach Quoten erfolgen. Hierbei soll es möglich sein, eine bevorrechtigte An-
nahme kleinerer Offerten oder kleinerer Teile von Offerten bis zu maximal 100 Stück Aktien vorzu-
sehen. Diese Möglichkeit dient dazu, gebrochene Beträge bei der Festlegung der zu erwerbenden 
Quoten und kleine Restbestände zu vermeiden und damit die technische Abwicklung des Aktien-
rückkaufs zu erleichtern. Auch eine faktische Beeinträchtigung von Kleinaktionären kann so ver-
mieden werden. Im Übrigen kann die Repartierung nach dem Verhältnis der angebotenen Aktien 
(Andienungsquoten) statt nach Beteiligungsquoten erfolgen, weil sich das Erwerbsverfahren so in 
einem wirtschaftlich vernünftigen Rahmen technisch abwickeln lässt. Schließlich soll eine Rundung 
nach kaufmännischen Grundsätzen zur Vermeidung rechnerischer Bruchteile von Aktien vorgese-
hen werden können. Insoweit können die Erwerbsquote und die Anzahl der von einzelnen andie-
nenden Aktionären zu erwerbenden Aktien so gerundet werden, wie es erforderlich ist, um den 
Erwerb ganzer Aktien abwicklungstechnisch darzustellen. Der Vorstand hält einen hierin liegenden 
Ausschluss eines etwaigen weitergehenden Andienungsrechts der Aktionäre für sachlich gerecht-
fertigt sowie gegenüber den Aktionären für angemessen. 
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Neben dem Erwerb über die Börse oder mittels eines an sämtliche Aktionäre gerichteten öffentli-
chen Kaufangebots oder mittels einer an alle Aktionäre gerichteten öffentlichen Aufforderung zur 
Abgabe von Verkaufsangeboten sieht die Ermächtigung auch vor, dass der Erwerb mittels den 
Aktionären zur Verfügung gestellter Andienungsrechte durchgeführt werden kann. Diese Andie-
nungsrechte werden so ausgestaltet, dass die Gesellschaft nur zum Erwerb ganzer Aktien ver-
pflichtet wird. Soweit danach Andienungsrechte nicht ausgeübt werden können, verfallen sie. Die-
ses Verfahren behandelt die Aktionäre gleich und erleichtert die technische Abwicklung des Aktien-
rückkaufs. 

Verwendung erworbener eigener Aktien und Ausschluss des Bezugsrechts 

Unter Wahrung des Rechts der Aktionäre auf Gleichbehandlung können die erworbenen eigenen 
Aktien durch ein öffentliches Angebot an alle Aktionäre oder über die Börse wieder veräußert wer-
den. Darüber hinaus dürfen die erworbenen eigenen Aktien unter Ausschluss des Bezugsrechts zu 
folgenden Zwecken verwendet werden:  

Der Beschlussvorschlag enthält die Ermächtigung, die erworbenen Aktien Dritten gegen Sachleis-
tung, insbesondere im Rahmen von Unternehmenszusammenschlüssen oder zum (auch mittelba-
ren) Erwerb von Unternehmen, Betrieben, Unternehmensteilen, Beteiligungen oder sonstigen Ver-
mögensgegenständen einschließlich Forderungen gegen die Gesellschaft oder gegen von ihr ab-
hängige Unternehmen im Sinne des § 17 AktG, anzubieten und auf diese zu übertragen.  

Eigene Aktien sind als Akquisitionswährung ein wichtiges Instrument. Der internationale Wettbe-
werb und die Globalisierung der Wirtschaft verlangen beim Erwerb von Unternehmen, Unterneh-
mensteilen, Betrieben oder Beteiligungen an Unternehmen oder bei Unternehmenszusammen-
schlüssen eine Gegenleistung in Form von eigenen Aktien. Als Gegenleistung kann die Gewährung 
eigener Aktien zweckmäßig sein, zum einen um die Liquidität der Gesellschaft zu schonen, zum 
anderen um Steuernachteile aufgrund der steuerlichen Rahmenbedingungen in bestimmten Län-
dern zu vermeiden. Die hier vorgeschlagene Ermächtigung zur Übertragung der erworbenen Aktien 
soll die Gesellschaft daher in die Lage versetzen, sich bietende Gelegenheiten zum Erwerb von 
Unternehmen, Unternehmensteilen, Betrieben oder Beteiligungen daran schnell, flexibel und liqui-
ditätsschonend nutzen zu können, insbesondere ohne die zeitlich häufig nicht mögliche Befassung 
der Hauptversammlung. Neben Unternehmensakquisitionen könnte die Ermächtigung für den Er-
werb von Vermögensgegenständen verwendet werden, insbesondere für den Erwerb von Forde-
rungen (Kredite und Anleihen) gegen die Gesellschaft oder gegen von ihr abhängige Unternehmen 
im Sinne des § 17 AktG zum Zweck der Minderung der externen Verschuldung. Die Entscheidung, 
ob im Einzelfall eigene Aktien genutzt werden, trifft der Vorstand unter Berücksichtigung der Inte-
ressen der Aktionäre der Gesellschaft. Bei der Festlegung der Bewertungsrelationen wird der Vor-
stand den Börsenkurs der jeweiligen Biotest-Aktien berücksichtigen; eine schematische Anknüp-
fung an den Börsenkurs ist nicht vorgesehen, damit nicht einmal erzielte Verhandlungsergebnisse 
durch eventuelle Schwankungen des Börsenkurses in Frage gestellt werden können. Konkrete Plä-
ne für ein Ausnutzen dieser Ermächtigung bestehen derzeit nicht.  

Die vorgeschlagene Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss bei Veräußerung der Aktien gegen 
Barzahlung zu einem Preis, der den Börsenpreis von Aktien der Gesellschaft gleicher Ausstattung 
zum Zeitpunkt der Veräußerung nicht wesentlich unterschreitet, macht von der in § 71 Abs. 1 
Nr. 8 AktG in Verbindung mit § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG zugelassenen Möglichkeit zum erleichterten 
Bezugsrechtsausschluss Gebrauch. Dem Gedanken des Verwässerungsschutzes der Aktionäre wird 
dadurch Rechnung getragen, dass die Aktien nur zu einem Preis veräußert werden dürfen, der den 
maßgeblichen Börsenkurs nicht wesentlich unterschreitet. Die endgültige Festlegung des Veräuße-
rungspreises für die eigenen Aktien geschieht zeitnah vor der Veräußerung. Der Vorstand wird 
einen eventuellen Abschlag vom Börsenkurs so niedrig bemessen, wie dies nach den zum Zeit-
punkt der Platzierung vorherrschenden Marktbedingungen möglich ist. Der Abschlag vom Börsen-
preis zum Zeitpunkt der Ausnutzung der Ermächtigung wird keinesfalls mehr als 5 Prozent des 
aktuellen Börsenkurses betragen. Diese Ermächtigung gilt mit der Maßgabe, dass die so veräußer-
ten eigenen Aktien 10 Prozent des Grundkapitals nicht überschreiten dürfen, und zwar weder zum 
Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch – sofern dieser Wert geringer ist – zum Zeitpunkt der Aus-
übung dieser Ermächtigung. Auf die Begrenzung von 10 Prozent des Grundkapitals sind Aktien 
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anzurechnen, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung aus genehmigtem Kapital unter Aus-
schluss des Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben werden. Ferner sind auf 
diese Begrenzung von 10 Prozent des Grundkapitals diejenigen Aktien anzurechnen, die zur Bedie-
nung von Options- und/oder Wandlungsrechten und/oder Wandlungspflichten ausgegeben bzw. 
auszugeben sind, sofern die Schuldverschreibungen während der Laufzeit dieser Ermächtigung in 
entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts aus-
gegeben wurden. Durch die Anrechnungen wird sichergestellt, dass erworbene eigene Aktien nicht 
unter Ausschluss des Bezugsrechts entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG veräußert werden, 
wenn dies dazu führen würde, dass insgesamt für mehr als 10 Prozent des Grundkapitals das Be-
zugsrecht der Aktionäre in unmittelbarer oder mittelbarer Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 
AktG ausgeschlossen wird. Mit dieser Beschränkung und dem Umstand, dass sich der Ausgabepreis 
am Börsenkurs zu orientieren hat, werden die Vermögens- und Stimmrechtsinteressen der Aktio-
näre angemessen gewahrt. Diese können eine zum Erhalt ihrer Beteiligungsquote erforderliche 
Anzahl von Aktien zu annähernd gleichen Konditionen über die Börse erwerben. Im Übrigen liegt 
die Ermächtigung im Interesse der Gesellschaft, weil sie ihr zu größerer Flexibilität verhilft und die 
Möglichkeit schafft, den Aktionärskreis auch durch die gezielte Ausgabe von Aktien an Kooperati-
onspartner, institutionelle Investoren oder Finanzinvestoren zu erweitern. Die Gesellschaft soll 
dadurch auch in die Lage versetzt werden, auf günstige Börsensituationen schnell und flexibel rea-
gieren zu können. 

Ferner soll der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats dazu ermächtigt werden, bei einer Ver-
äußerung von eigenen Aktien im Rahmen eines an die Aktionäre gerichteten Verkaufsangebots das 
Bezugsrecht der Aktionäre für Spitzenbeträge auszuschließen. Dies ist erforderlich, um die Abgabe 
erworbener eigener Aktien im Wege eines Angebots an die Aktionäre technisch durchführen zu 
können. Die als freie Spitzen vom Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossenen eigenen Aktien 
werden entweder durch Verkauf an der Börse oder in sonstiger Weise bestmöglich für die Gesell-
schaft verwertet.  

Die Ermächtigung umfasst sowohl Aktien, die aufgrund dieses Ermächtigungsbeschlusses erworben 
werden, die aufgrund von Ermächtigungsbeschlüssen früherer Hauptversammlungen erworben 
wurden, sowie die aufgrund von § 71d Satz 5 AktG erworben oder (i) durch ein von der Gesell-
schaft abhängiges Unternehmen im Sinne des § 17 AktG oder (ii) durch Dritte für Rechnung der 
Gesellschaft oder durch Dritte für Rechnung eines von der Gesellschaft abhängigen Unternehmens 
im Sinne des § 17 AktG erworben werden. Die derart erworbenen Aktien sollen von der Gesell-
schaft auch ohne erneuten Hauptversammlungsbeschluss eingezogen werden können. Die Einzie-
hung erfolgt hierbei entweder im Wege der Herabsetzung des Grundkapitals oder entsprechend 
§ 237 Abs. 3 Nr. 3 AktG ohne Veränderung des Grundkapitals durch Erhöhung des rechnerischen 
Anteils der übrigen Aktien am Grundkapital gemäß § 8 Abs. 3 AktG. Der Vorstand wird insoweit 
ermächtigt, die Satzung hinsichtlich der sich verändernden Anzahl der Stückaktien anzupassen.  

Der Vorstand wird im Falle der Ausnutzung der Ermächtigung die nachfolgende Hauptversammlung 
hierüber unterrichten. 

 

 


